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Vorwort

Aufgabe der Regionalplanung ist es, als Bindeglied zwischen der Landesplanung
und den Planungen der Kommunen die unterschiedlichen Anspriche an den Raum
zu koordinieren und fur eine ausgewogene Weiterentwicklung der Region in den Be-
reichen Siedlung, Landschaft und Infrastruktur zu sorgen. Diese Aufgabe ist abgelei-
tet aus dem Raumordnungsgesetz des Bundes und im Landesplanungsgesetz
Baden-Wurttemberg verankert.

Regionalplanung ist auch in der landlich gepragten Region Schwarzwald-Baar-
Heuberg unverzichtbar. Die Region verfugt Uber eine attraktive Ferien- und Erho-
lungslandschaft, die es zu bewahren gilt und ein abgestuftes Netz Zentraler Orte, das
im Interesse unserer Bevolkerung weiter ausgebaut werden soll. Die Infrastruktur
liegt Uber der vergleichbarer anderer landlicher Raume.

Dennoch gibt es hier und da noch Defizite in den Bereichen Vorsorge und Entwick-
lung. Der vorliegende Regionalplan soll dazu beitragen, diese Defizite abzubauen.
Daruber hinaus stellt dieser Regionalplan ein mit den Zielen der Raumordnung uber-
einstimmendes regionales Entwicklungskonzept dar. Bis auf das Kapitel Rohstoffsi-
cherung, das sich derzeit in der Fortschreibung befindet, sind alle unsere regional-
planerischen Ziele vom Land als verbindliche Ziele der Raumordnung anerkannt
worden.

Die Zielsetzungen des Regionalplans werden sich aber letztendlich nur dann in einen
Gewinn flr die Region umsetzen lassen, wenn sie von allen betroffenen Institutionen
aufgegriffen werden. Darum mochte ich heute bitten und gleichzeitig allen danken,
die bei der Erstellung unseres Regionalplans mitgewirkt haben.

Villingen-Schwenningen im Dezember 2003

(dh

Lothar Wolfle
Verbandsvorsitzender
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Satzung des Regionalverbands Schwarzwald-Baar-Heuberg uber die Feststel-
lung des Regionalplans Schwarzwald-Baar-Heuberg vom 18. Oktober 2002

Die Verbandsversammlung hat am 18.0Oktober 2002 aufgrund von § 9 Abs. 6 des
Landesplanungsgesetzes (LplG) in der Fassung vom 8. April 1992 (GBL. S. 229),
zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes uber die Weiterentwicklung der Regio-
nen vom 14. Marz 2001 (GBL. S. 185) folgende Satzung beschlossen:

§1
Der Regionalplan Schwarzwald-Baar-Heuberg - bestehend aus Text- und Kartenteil
(Anlage zu dieser Satzung) - wird festgestellt.

§2

(1)  Diese Satzung tritt mit Ablauf der 6ffentlichen Auslegung in Kraft. Die Grund-
satze und Ziele des genehmigten Regionalplans Schwarzwald-Baar-Heuberg
werden damit verbindlich (§ 10 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 1 bis 4 LplG).

(2)  Gleichzeitig tritt die Satzung uber die Feststellung des Regionalplans vom
9. Dezember 1977 ausser Kraft.

Villingen-Schwenningen, den 18. Oktober 2002

(dh

Lothar Wolfle
Verbandsvorsitzender



Satzung des Regionalverbands Schwarzwald-Baar-Heuberg vom 13. Dezember
2002 zur Anderung der Satzung uber die Feststellung des Regionalplans
Schwarzwald-Baar-Heuberg vom 18. Oktober 2002

Die Verbandsversammlung hat am 13.Dezember 2002 aufgrund von § 9 Abs. 6 des
Landesplanungsgesetzes (LplG) in der Fassung vom 8. April 1992 (GBL. S. 229),
zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes uber die Weiterentwicklung der Regio-
nen vom 14. Marz 2001 (GBL. S. 185) folgende Anderung der Satzung vom 18. Ok-
tober 2002 beschlossen:

§ 1

Die Anderung des Regionalplans Schwarzwald-Baar-Heuberg - bestehend aus der
Strukturkarte (Anlage zu dieser Satzung) - wird festgestellt. Gleichzeitig wird die
durch Satzungsbeschluss vom 18. Oktober 2002 festgestellte Strukturkarte aufgeho-
ben.

§2
Diese Satzung tritt mit Ablauf der offentlichen Auslegung in Kraft. Die genehmigte

Anderung der Grundséatze und Ziele des Regionalplans Schwarzwald-Baar-Heuberg
wird damit verbindlich (§ 10 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 1 bis 4 LplG).

Villingen-Schwenningen, den 13. Dezember 2002

(dh

Lothar Wolfle
Verbandsvorsitzender



Az.: 5R-2424 -32/1

Wirtschaftsministerium
Baden-Wirttemberg

Genehmigung

des Regionalplans vom 18. Oktober und 13. Dezember 2002 fir die Region
Schwarzwald-Baar-Heuberg

I. Verbindlicherkldrung

1.

Der von der Verbandsversammlung des Regionalverbands Schwarzwald-Baar- Heu-
berg am 18. Oktober 2002 als Satzung beschlossene Regionalplan fiir die Region
Schwarzwald-Baar-Heuberg i. V. m. dem Beschluss der Verbandsversammlung vom
13. Dezember 2002 zur Anderung der Satzung vom 18. Oktober 2002 wird geméaR
§ 13 Abs. 1 des Landesplanungsgesetzes (LplG) in der Fassung vom 10. Juli 2003
(GBI. S. 385) mit Ausnahme der in Nr. Il aufgefuhrten Ziele und Grundsatze fir ver-
bindlich erklart.

Die Verbindlicherklarung umfasst die mit ,Z" gekennzeichneten Ziele und die mit ,G*
gekennzeichneten Grundsatze im Textteil sowie die ihnen entsprechenden zeichneri-
schen Darstellungen in der Raumnutzungskarte und der Strukturkarte.

Die Begrundung sowie die mit ,N“ gekennzeichneten nachrichtlichen Ubernahmen
und die mit ,V* gekennzeichneten Vorschlage im Textteil, in der Raumnutzungskarte
und in der Strukturkarte nehmen an der Verbindlichkeit nicht teil.

Gemal § 4 LplG und § 4 des Raumordnungsgesetzes vom 18. August 1997 (BGBI. |
S. 2081, 2102) haben o6ffentliche Stellen und Personen des Privatrechts die Ziele “Z”
nach Mallgabe des Regionalplans bei raumbedeutsamen Planungen und MaRnah-
men zu beachten und die Grundsatze ,G" in der Abwagung oder bei der Ermes-
sensausiibung zu berlcksichtigen. Mit den Vorschlagen ,V* sollen sich die 6ffentli-
chen Planungstrager bei ihren Planungen und MaRnahmen auseinandersetzen (§ 25
Abs. 2 LplG).

Der Regionalplan von 2002 fiir die Region Schwarzwald-Baar-Heuberg wird mit dem
Tag der offentlichen Bekanntmachung dieser Genehmigung im Staatsanzeiger ver-
bindlich.

Il. Ausnahmen von der Verbindlichkeit

Von der Verbindlichkeit ausgenommen werden die Ziele und Grundséatze des Plansatzes
3.2.6 im Textteil und deren Darstellung in der Raumnutzungskarte.



lll. Nebenbestimmungen

Die von der Verbindlichkeit ausgenommenen Ziele und Grundséatze sind vor der &ffentli-
chen Bekanntmachung durch Kursivdruck mit erlauternder FuBnote im Textteil und in der
Legende der Raumnutzungskarte deutlich als nicht verbindlich zu kennzeichnen.

IV. Hinweise

Soweit die Formulierungen der Plansatze 1.1, 2.1.1, 2.1.2, 2.2.1 und 2.7 im Textteil des
Regionalplans sowie Bezeichnungen in der Legende zur Strukturkarte vom Landesent-
wicklungsplan 2002 abweichen, bleibt die alleinige rechtliche Verbindlichkeit des Landes-
entwicklungsplans 2002 unberihrt.

V. Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zugang schriftlich oder miind-
lich zur Niederschrift Klage beim Verwaltungsgericht Freiburg, Dreisamstr. 9 — 9 a, 79098
Freiburg i. Br. erhoben werden.

Die Klage ist gegen das Land Baden-Wirttemberg zu richten. Sie muss den Kl&ger, den
Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen be-
stimmten Antrag enthalten. Die zur Begriindung dienenden Tatsachen und Beweismittel
sollen angegeben, die angefochtene Verfiigung soll in Urschrift oder in Abschrift fir die
Ubrigen Beteiligten beigefugt werden.

Bei schriftlicher Einlegung des Rechtsbehelfs wird die Frist zur Einlegung nur gewabhrt,
wenn dieser innerhalb der genannten Monatsfrist beim Verwaltungsgericht in Freiburg
eingeht.

Stuttgart, den 10.09.2003

ot

Dr. Karl Epple
Ministerialdirektor
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GRUNDSATZE UND ZIELE FUR DIE RAUMLICHE ORDNUNG
UND ENTWICKLUNG DER REGION

ALLGEMEINE ENTWICKLUNGSZIELE

Die Region Schwarzwald-Baar-Heuberg ist zu einem attrakti-
ven und leistungsfahigen Lebens- und Wirtschaftsraum wei-
terzuentwickeln. Hierzu sind

- die Zentralen Orte als Siedlungs- und Dienstleistungs-
schwerpunkte auszubauen und zu starken,

- die noch vorhandenen infrastrukturellen Defizite zu beseiti-
gen,

- die aus der starken industriellen Pragung der Region heraus
entstandenen wirtschaftsstrukturellen Nachteile abzubauen,

- die landwirtschaftlichen Erwerbsgrundlagen zu sichern und
zu verbessern,

- die natlirlichen Lebensgrundlagen und der Erholungswert
der Landschaft zu erhalten und zu verbessern. Dazu gehort
auch die Pflege der gewachsenen Kulturlandschaft, die
durch zahlreiche Kulturdenkmale (z. B. historische Ortsbil-
der, bauliche Einzelanlagen) gepragt ist,

- die kulturellen Angebote weiter auszubauen und durch eine
intensivere Kooperation aufzuwerten,

- die Verflechtungen der Region mit benachbarten Wirt-
schaftsraumen weiter auszubauen.

Bereits im Landesentwicklungsplan 1983 ist fur die Region
Schwarzwald-Baar-Heuberg folgendes allgemeines Entwick-
lungsziel formuliert:

"Die Region . . . ist in ihrer Entwicklung so zu fordern, dal ihre
raumliche Nutzung durch den Ausbau von vielfaltigen und
krisenfesten nichtlandwirtschaftlichen Erwerbsgrundlagen, vor
allem im Dienstleistungsbereich, verbessert und die Bevdlkerung,
insbesondere der naturliche Bevolkerungszuwachs, in der Region
gehalten wird und Zuwanderungen aufgenommen werden kon-
nen."

Dieses Ziel ist trotz vielfaltiger Anstrengungen bei weitem noch
nicht erreicht. Der Landesentwicklungsbericht 1994 kommt zum
Ergebnis, dal’ die Region in den vorangegangenen Jahren nur un-
terdurchschnittlich an der Bevolkerungs- und Wirtschaftsentwick-
lung des Landes teilnehmen konnte. Nach wie vor ist die Region
von strukturellen Abwanderungen betroffen, die in erster Linie auf
den Mangel an qualifizierten Arbeitsplatzen zurlickzufiihren sind.
Neben der Schaffung neuer Arbeitsplatze im Produzierenden Ge-
werbe ist auch eine weitere Starkung des Dienstleistungsbereichs
dringend notwendig. Der Landesentwicklungsplan fordert in die-
sem Zusammenhang den Ausbau des Oberzentrums Villingen-



Schwenningen zu einem leistungsfahigen wirtschaftlichen und kul-
turellen Mittelpunkt der Region sowie den weiteren Ausbau der
Mittelzentren Donaueschingen, Rottweil, Schramberg und Tuttlin-
gen sowie der Unterzentren.

Das begrenzte Entwicklungspotential des landlichen Raums erfor-
dert eine Konzentration auf leistungsfahige Schwerpunkte. Hierzu
mussen die Zentralen Orte der Region weiter gestarkt werden.
Dies gilt im besonderen Mal} flr das Oberzentrum Villingen-
Schwenningen, aber auch fur die ubrigen Zentralen Orte der Re-
gion bis hin zu den im Regionalplan zusatzlich ausgewiesenen
Kleinzentren.

Dezentrale Schwerpunktbildung gilt auch fur die kunftige Sied-
lungsentwicklung. Die Zentralen Orte werden deshalb im Regio-
nalplan gleichzeitig als die Siedlungsbereiche ausgewiesen, deren
Aufgabe es ist, klinftigen Wanderungsgewinn aufzunehmen.

Angesichts des begrenzten Entwicklungspotentials kommt den
Entwicklungsachsen im landlichen Raum in erster Linie Verbin-
dungsfunktion zu. Besonders wichtig sind gute Verkehrsverbin-
dungen zwischen den grof3eren Stadten der Region. Das Netz der
Landesentwicklungsachsen wird deshalb durch eine regionale
Entwicklungsachse erganzt, die das Mittelzentrum Schramberg
besser anbinden soll.

Die Region verfugt in vielen Bereichen (Kultur, Bildung, Gesund-
heit, Umweltschutz oder Energieversorgung) Uber eine gute Infra-
strukturausstattung. In der Verkehrsinfrastruktur sind allerdings
noch einige Mal3nahmen erforderlich, um den Leistungsaustausch
innerhalb der Region und mit den benachbarten Raumen zu for-
dern: Die Verbesserung der Uberregionalen Ost-West-
Straldenverbindungen, ein dem heutigen Stand der Technik ent-
sprechender Ausbau des Uberregionalen Schienenverkehrs und
die Schaffung eines leistungsfahigen regionalen OPNV-Netzes.
Wachsende Bedeutung erhalt der Ausbau der Infrastruktur fur die
neuen Informations- und Kommunikationstechnologien.

Die Landwirtschaft der Region muf3 vor allem im Schwarzwald
und auf der Schwabischen Alb mit schwierigen Ertragsbedingun-
gen (Héhenlage, Topographie, Klima, Boden) fertig werden. Sie ist
deshalb auf besondere finanzielle Unterstitzung angewiesen,
wenn sie auch in Zukunft ihren Beitrag zur Erhaltung und Pflege
der Kulturlandschaft leisten soll. Dies gilt zunehmend auch fur Fla-
chen, die nicht mehr landwirtschaftlich genutzt werden kénnen, im
Interesse der Allgemeinheit aber offengehalten werden sollen.

Ein besonderes Kapital der Region bildet ihre noch weitgehend
intakte Landschaft. Ein Schwerpunkt des Regionalplans liegt des-
halb in der Erhaltung und Verbesserung der naturlichen Lebens-
grundlagen und der Pflege der Erholungslandschaft. Eine lebens-



werte Umwelt ist nicht nur flr die Bevolkerung der Region, son-
dern auch flr ihre Besucher von hohem Wert. Im Schwarzwald,
aber auch auf der Schwabischen Alb und im Oberen Donautal hat
sich der Tourismus zu einem nicht zu unterschatzenden Wirt-
schaftsfaktor entwickelt, der auf die gesamte Region ausstrahlen
kann. Die hohe Freizeit- und Erholungseignung der Region, die
nicht zuletzt auch auf eine Vielzahl kulturhistorisch wertvoller bau-
licher Anlagen (Stadt- und Ortskerne, Kirchen, Schldsser, Burgen
und Hofanlagen) zurickzuflhren ist, ist auch als ein wichtiger
Standortfaktor fur gewerbliche Neuansiedlungen weiterzuentwi-
ckeln.

In der Region besteht ein rdumlich und thematisch breit gefacher-
tes kulturelles Angebot, das von einer Vielzahl von Einrichtungen
(z. B. Musikhochschule Trossingen, Theater unterschiedlicher
Grofde und Ausrichtung, Jazz-, Pop- und Folkclubs, Museen mit
einer breiten Themenpalette usw.) getragen und durch regelma-
Rige Veranstaltungen von lokalem bis hin zu deutlich Gberregiona-
lem Charakter

(z. B. Donaueschinger Musiktage) erganzt wird. Eine starkere
Vernetzung und Abstimmung der verschiedenen Angebote wirde
sowohl dem Burger nutzen als auch das Image der Region insge-
samt aufwerten.

In den letzten Jahren haben sich auf regionaler und kommunaler
Ebene in den Bereichen Planung, Wirtschaft, Tourismus und Kul-
tur sowohl im Norden der Region als auch im Stiden mit dem Kan-
ton Schaffhausen zahlreiche Kontakte und gemeinsame Projekte
entwickelt. Diese Zusammenarbeit, die im Fall Schaffhausen Gber
Interreg-Programme der Europaischen Union gefordert wird, gilt
es weiter auszubauen.
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REGIONALE SIEDLUNGSSTRUKTUR

GRUNDSATZE ZUR SIEDLUNGSENTWICKLUNG

Die kiinftige Siedlungsentwicklung in der Region soll schwer-
punktmaBig dort erfolgen, wo eine leistungsfahige Infrastruk-
tur Bevolkerungs- und Siedlungsflachenzuwachs ermoglicht.
Die kiinftige Siedlungsplanung muB sich deshalb in erster Li-
nie auf die Zentralen Orte konzentrieren und deren infrastruk-
turelle Substanz nutzen und weiter ausbauen. Dabei ist der in
groBen Teilen der Region noch vorhandene hohe Freirauman-
teil zu erhalten.

Die Region Schwarzwald-Baar-Heuberg gehort zwar zum landli-
chen Raum, ist aber in einigen Teilrdumen vergleichsweise dicht
besiedelt. Die starkste Siedlungsverdichtung hat sich um das O-
berzentrum Villingen-Schwenningen entwickelt. Dieser Raum ist
im Landesentwicklungsplan als Verdichtungsbereich ausgewie-
sen. Relativ engmaschig und gleichmalig verteilt ist das Netz der
umliegenden Zentralen Orte der mittleren und unteren Stufe.

Fir die Siedlungsplanung ist vor allem wichtig, auf diesem histo-
risch gewachsenen zentralortlichen Netz aufzubauen. Gleichzeitig
gilt es auch, die nur noch im landlichen Raum vorhandenen hohen
Freiraumanteile fur die Zukunft zu sichern. AuRerhalb der Zentra-
len Orte soll deshalb die Siedlungstatigkeit im Rahmen der Eigen-
entwicklung erfolgen.

ZENTRALE ORTE
Aufgaben und Stufen Zentraler Orte

Die Zentralen Orte der Region sollen liber den eigenen Bedarf
hinaus weitere Gemeinden ihrer Umgebung (Verflechtungsbe-
reich) mit Gutern sowie mit 6ffentlichen und privaten Dienst-
leistungen versorgen.

Die Uberwiegend landlich gepragte Region Schwarzwald-Baar-
Heuberg verfugt Gber ein wesentlich geringeres Nachfragepotenti-
al als die groRRen Verdichtungsraume des Landes. Die Versor-
gungseinrichtungen kdénnen im landlichen Raum nur dann optimal
ausgelastet werden, wenn sie auf vergleichsweise wenige Stand-
orte konzentriert werden. Dies sind die Zentralen Orte, die ihre
Versorgungsaufgaben auf Dauer nur dann erfullen konnen, wenn
sie in ihren Kernen ein ausreichendes Guter- und Dienstleistungs-
angebot zu bundeln vermogen.

Die kunftige Siedlungsentwicklung mul} so gesteuert werden, daf}
die Zentralen Orte der Region ihre Ausstrahlungskraft und
Lebensfahigkeit behalten und starken kdnnen.
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Entwicklungen, die diesem Ziel zuwiderlaufen, wie etwa der Trend
zum grof¥flachigen Einzelhandel auf der griinen Wiese oder eine
verstarkte Siedlungsentwicklung im Umfeld der Zentralen Orte,
mussen vermieden werden.

Laut Landesplanungsgesetz werden die Oberzentren und Mittel-
zentren im Landesentwicklungsplan, die Unterzentren und Klein-
zentren im Regionalplan ausgewiesen. Die Zentralen Orte sind
zusammen mit ihren Verflechtungsbereichen in der Strukturkarte
dargestellt.

Oberzentrum

Das Oberzentrum Villingen-Schwenningen soll nach Plansatz
2.5.8 des Landesentwicklungsplans 2002 als Standort
groRstadtischer Pragung die Versorgung der Region mit hoch
qualifizierten und spezialisierten Einrichtungen und Arbeits-
platzen gewahrleisten.

Dieses Ziel konnte trotz grofer Anstrengungen bislang noch nicht
auf allen Gebieten erreicht werden. Die vom Land geférderten
MafRnahmen zur strukturellen Starkung des Oberzentrums, wie z.
B. die Errichtung einer AulRenstelle der Fachhochschule Furtwan-
gen, die Grundung der Polizeifachhochschule, der Ausbau der Be-
rufsakademie, die Ansiedlung eines Forschungsinstituts fur Mikro-
und Informationstechnik und die Schaffung eines zweiten Gewer-
beaufsichtsamts fur den Regierungsbezirk Freiburg haben noch
nicht ausgereicht, um die Stadt Villingen-Schwenningen zu einem
leistungsfahigen Oberzentrum zu entwickeln. Wenn Villingen-
Schwenningen tatsachlich oberzentrale Ausstrahlungskraft auf die
gesamte Region gewinnen soll, missen diese Anstrengungen ver-
starkt fortgesetzt werden.

Mittelzentren

Die Mittelzentren Donaueschingen, Rottweil, Schramberg und
Tuttlingen sollen nach Plansatz 2.5.9 des
Landesentwicklungsplans 2002 als Standorte eines
vielfaltigen Angebots an hoherwertigen Einrichtungen und
Arbeitsplatzen so entwickelt werden, dass sie den
gehobenen, spezialisierten Bedarf ihrer Mittelbereiche (s.
Strukturkarte) decken konnen.

Der landliche Raum ist in besonderem Male auf ein leistungsfahi-
ges Netz Zentraler Orte angewiesen, das die einzelnen Regions-
teile mit hoherwertigen Dienstleistungen und Gutern versorgen
kann.
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2.2

2.21

Damit die vier Mittelzentren der Region diese Aufgabe gemeinsam
mit dem Oberzentrum erfullen kdnnen, missen ihre Versorgungs-
kerne qualitativ gestarkt und weiter ausgebaut werden. Dabei soll-
ten die Mdglichkeiten der gegenseitigen Kooperation verstarkt ge-
nutzt werden.

Unterzentren

Im Netz der Zentralen Orte werden folgende Stadte und Ge-
meinden als Unterzentren ausgewiesen: Blumberg, Furtwan-
gen, Immendingen/Geisingen, Gosheim/Wehingen, Miih-
leim/Fridin- gen, Oberndorf, St. Georgen, Spaichingen, Sulz,
Triberg und Trossingen. Sie sollen so ausgebaut werden, daR
sie fir ihren Verflechtungsbereich den qualifizierten, haufig
wiederkehrenden uberortlichen Bedarf der Grundversorgung
decken konnen.

Die Unterzentren sollen im Netz der Zentralen Orte die qualifizierte
Grundversorgung eines Verflechtungsbereichs abdecken, der in
der Regel mindestens 10.000 Einwohner umfasst. Diese Anforde-
rungen erfullt neben den bereits im Regionalplan von 1977 aus-
gewiesenen Unterzentren nunmehr auch das bisherige Kleinzent-
rum Muahlheim/Fridingen.

Kleinzentren

Im Netz der Zentralen Orte werden folgende Stadte und Ge-
meinden als Kleinzentren ausgewiesen: Aldingen, Bad Diirr-
heim, Braunlingen, Dornhan, Dunningen, Hiifingen, Kénigs-
feld, Schiltach und Vohrenbach. Sie sollen so ausgebaut wer-
den, daRB sie fiir ihren Verflechtungsbereich den haufig wie-
derkehrenden Bedarf der Grundversorgung decken kdnnen.

Kleinzentren sollen die Grundversorgung ihres Nahbereiches ab-
decken kdénnen. Den Kleinzentren kommt im Netz der Zentralen
Orte besonders im Einzelhandel eine wichtige Erganzungsfunktion
zu. Im landlichen Raum hat die Einzelhandelskonzentration der
letzten Jahre dazu geflhrt, da® die Grundversorgung in zahlrei-
chen kleineren Gemeinden und Ortsteilen aufgegeben werden
mulite.

Die Ausweisung der Kleinzentren soll dazu beitragen, dal} in allen
Nahbereichen der Region eine ausreichende Grundstruktur in der
Einzelhandelsversorgung gehalten werden kann.
ENTWICKLUNGSACHSEN

Entwicklungsachsen des Landesentwicklungsplans
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Der Landesentwicklungsplan 2002 weist in Plansatz 2.6.2 fur

die Region Schwarzwald-Baar-Heuberg folgende Landesent-

wicklungsachsen aus:

a) Villingen-Schwenningen - Rottweil (- Horb am Neckar)

b) Villingen-Schwenningen - Rottweil (- Balingen)

c) Villingen-Schwenningen - Donaueschingen - Geisin-
gen/Immendingen - Tuttlingen (- MeBkirch)

d) Villingen-Schwenningen - Donaueschingen - Geisin-
gen/Immendingen - Tuttlingen - (Singen [Hohentwiel])

e) Villingen-Schwenningen - Donaueschingen (- Schaffhau-
sen)

f) Villingen-Schwenningen - Donaueschingen (- Titisee-
Neustadt )

g) Villingen-Schwenningen (- Haslach im Kinzig-
tal/Hausach/Wolfach)

h) Rottweil - Tuttlingen

Das Netz der Landesentwicklungsachsen orientiert sich an den
historisch gewachsenen Verkehrswegen und verbindet die meis-
ten grosseren Zentralen Orte der Region miteinander. Die Lan-
desentwicklungsachsen folgen dabei Uber weite Strecken den
grolen Talraumen der Region, die allerdings fur die weitere Sied-
lungsentwicklung auch aus 6kologischen Grinden kaum noch
Platz bieten. Deshalb kommt ihrer Gliederung durch ausreichend
grofde und 6kologisch funktionsfahige Freiraume (Grinzige und
Grunzasuren) besondere Bedeutung zu.

Regionale Entwicklungsachsen

Zur Erganzung des Netzes der Landesentwicklungsachsen
wird die Regionalentwicklungsachse Rottweil - Dunningen-
Schramberg - Schiltach ausgewiesen.

Im Vergleich zu den anderen Mittelzentren und dem Oberzentrum
verfugt Schramberg Uber eine relativ ungunstige Verkehrsanbin-
dung (z.B. fehlender BahnanschluR). Durch die Ausweisung einer
regionalen Entwicklungsachse Rottweil-Schramberg-Schiltach soll
erreicht werden, dal} das Mittelzentrum Schramberg in das Netz
der Landesentwicklungsachsen integriert wird.

SIEDLUNGSBEREICHE

Um die Zersiedlung der Landschaft moglichst gering zu hal-
ten, soll die zukunftige Siedlungsentwicklung auf solche
Schwerpunkte (Siedlungsbereiche) konzentriert werden, die
von der Infrastruktur her die besten Entwicklungsmaoglichkei-
ten bieten. Als Siedlungsbereiche werden deshalb die Zentra-
len Orte der Region ausgewiesen.
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Die Zentralen Orte der Region sind aufgrund ihrer bisherigen Ent-
wicklung, ihrer VerkehrserschlieRung sowie ihrer Infrastrukturaus-
stattung am besten flr eine verstarkte Siedlungsentwicklung ge-
eignet. Hier kdnnen die vorhandenen 6ffentlichen und privaten
Versorgungseinrichtungen am ehesten an einen uberdurchschnitt-
lichen Bevolkerungszuwachs angepaldt werden. Die Ausweisung
als Siedlungsbereiche erfolgt sowohl innerhalb als auch auf3erhalb
der Entwicklungsachsen.

Die kunftige Siedlungsentwicklung soll grundsatzlich in den Kern-
orten erfolgen. Wenn hierfur allerdings keine ausreichenden Mog-
lichkeiten mehr bestehen, sollen auch Ortsteile als Entlastungs-
standorte die Funktion von Siedlungsbereichen ubernehmen kon-
nen.

SCHWERPUNKTE FUR INDUSTRIE UND GEWERBE
Interkommunale Gewerbegebiete

Interkommunale Gewerbegebiete als Schwerpunkte der kiinf-

tigen industriellen und gewerblichen Entwicklung sind vor al-

lem dort anzustreben, wo

- die Entwicklungsmoglichkeiten aus topographischen und
landschaftlichen Griinden begrenzt sind,

- die vorhandenen Infrastrukturen eine Uibergemeindliche Ko-
operation zweckmalig erscheinen lassen,

- durch Konzentration auf einen gemeinsamen Standort Sied-
lungserweiterungen an anderer Stelle vermieden werden
konnen.

In Teilrdumen der Region - in erster Linie im Schwarzwald - haben
einige Stadte und Gemeinden kaum noch Spielraum fr gréere
Siedlungserweiterungen. Hiervon ist die gewerbliche Weiterent-
wicklung besonders betroffen, da Industrie und Gewerbe auf
zusammenhangende und leicht bebaubare Flachen angewiesen
sind. Die Ausweisung eines von mehreren Gemeinden gemein-
sam genutzten Entlastungsstandorts kann hier den notwendigen
Entwicklungsspielraum wiederherstellen.

Daruber hinaus kann die Planung eines Interkommunalen
Gewerbegebietes auch aus infrastrukturellen Griinden sinnvoll
sein. Hierzu zahlen z. B. die zivile Weiternutzung ehemals
militarisch genutzter Flachen, aber auch besonders gute
Moglichkeiten der ErschlieRung oder Verkehrsanbindung eines
zwar nicht an die bestehenden Ortslagen angebundenen, aber
landschaftlich unbedenklichen Gebietes.

Die gewerbliche Nutzung eines solchen Standortes setzt aller-
dings voraus, dal} die beteiligten Gemeinden ihre kiinftige gewerb-
liche Entwicklung auch auf dieses Gebiet konzentrieren. Ein gutes
Beispiel fur Zusammenarbeit im gewerblichen Bereich ist das von
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Schramberg und Dunningen gemeinsam getragene Interkommu-
nale Industriegebiet "Seedorf-Waldmdssingen". Das gleiche gilt fur
das von Zimmern o.R. und Rottweil gemeinsam geplante Inter-
kommunale Gewerbegebiet auf der Stettener Hohe. Beide Projek-
te sind in der Raumnutzungskarte dargestelit.

Konversion des Heeresflugplatzes Neuhausen ob Eck

Der ehemalige Heeresflugplatz Neuhausen ob Eck wird in der
Raumnutzungskarte als Sonderlandeplatz sowie als Bereich
ausgewiesen, der fiir eine Nutzung als interkommunaler
Gewerbepark vorsorglich freizuhalten ist. Bei der Ausweisung
von gewerblichen Bauflachen in der Verwaltungsgemein-
schaft Tuttlingen ist zu beachten, daB die Ansiedlung von ge-
eigneten groBeren Betrieben grundsatzlich im interkommuna-
len Gewerbepark Neuhausen ob Eck/Tuttlingen stattfinden
soll.

Der Ende 1994 von der Bundeswehr aufgegebene Heeresflugplatz
Neuhausen ob Eck verflgt Uber eine 1.300 m lange Start- und
Landepiste, verschiedene flugtechnische Einrichtungen sowie U-
ber zahlreiche bauliche Anlagen, die sich Uberwiegend in einem
guten Zustand befinden. Es ist vorgesehen, den rd. 143 ha grol3en
Standort als Sonderlandeplatz zu nutzen und daruber hinaus,
auch unter Einbeziehung der vorhandenen Gebaude, neues Ge-
werbe anzusiedeln.

Hierzu wurde ein interkommunaler Zweckverband "Gewerbepark
Neuhausen ob Eck/Tuttlingen" gegrindet, der die Bewirtschaftung
von Sonderlandeplatz und Gewerbepark Ubernimmt.

Die Ansiedlung geeigneter groRerer Betriebe in der Verwal-
tungsgemeinschaft Tuttlingen soll grundsatzlich im Gewerbe-
park Neuhausen ob Eck erfolgen. Dies gilt nicht fur ortsan
sassige Betriebe, die aussiedeln wollen, ortliches Handwerk
sowie fur Betriebe, die aus besonderen strukturellen, histori
schen und anderen Grunden eine Ansiedlung ausschlief3lich
oder primar auf dem Gebiet der Stadt Tuttlingen anstreben.

SONSTIGE GEMEINDEN

Gemeinden, die nicht als Siedlungsbereiche ausgewiesen
sind, sollen sich organisch weiterentwickeln. Bei der Ermitt-
lung ihres kiinftigen Siedlungsflachenbedarfs sind neben der
natiirlichen Bevolkerungsentwicklung insbesondere auch
Zuwanderungen, die sich aus der gewerblichen Entwicklung -
Erweiterung und Neuansiedlung von Betrieben - ergeben, so-
wie Wanderungsgewinne in besonderen Fallen zu beriicksich-
tigen.
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Eine Konzentration der Siedlungstatigkeit auf die als Siedlungsbe-
reiche ausgewiesenen Zentralen Orte bedeutet nicht, dal} die tb-
rigen Gemeinden der Region zur Stagnation verurteilt sind. Jeder
Gemeinde muss ein Spielraum zugestanden werden, der ihre or-
ganische Weiterentwicklung fordert und auf die vorhandene Infra-
struktur Ricksicht nimmt. Fur die Weiterentwicklung dieser Ge-
meinden sind verstarkt die Potenziale der Innenentwicklung he-
ranzuziehen.

Gerade in einer mittelstandisch gepragten Wirtschaftsregion ist
eine zu starke raumliche Konzentration im gewerblichen Bereich
nicht sinnvoll. Neben der Erweiterung ortsansassiger Betriebe
muss zur Aufrechterhaltung und Verbesserung des Arbeitsplatz-
angebotes deshalb auch die Neuansiedlung von Betrieben aul3er-
halb der Siedlungsbereiche mdglich bleiben, um Abwanderungen
zu verhindern und notwendige Strukturveranderungen zu fordern.

Neben der naturlichen Bevolkerungsentwicklung sind deshalb in
der Flachennutzungsplanung der Gemeinden auch Bevodlkerungs-
zuwachse zu berucksichtigen, die sich aus der gewerblichen Ent-
wicklung ergeben. Hinzu kommen Wanderungsgewinne aus be-
sonderen Anlassen. So haben beispielsweise die in den letzten
Jahren erfolgten Zuwanderungen aus Osteuropa in allen Stadten
und Gemeinden der Region zu - teilweise erheblichen - Bevolke-
rungszuwachsen gefuhrt.

TOURISTISCHE ZENTREN

Stadte und Gemeinden mit einer leistungsfahigen touristi-
schen Infrastruktur sollen als Touristische Zentren so weiter-
entwickelt werden, dass das Erholungs- und Freizeitpotenzial
der Region in den Bereichen Kur und Gesundheit, Ferien- und
Naherholung sowie Sport und Kultur optimal genutzt werden
kann.

Dies gilt vorrangig fiir: Bad Durrheim, Barenthal, Blumberg,
Braunlingen, Donaueschingen, Fridingen, Furtwangen, Gu-
tenbach, Hiifingen, Immendingen, Irndorf, Konigsfeld, Lauter-
bach, Muhlheim, Oberndorf, Rottweil, Schenkenzell, Schil-
tach, Schonwald, Schonach, Schramberg, St. Georgen, Sulz,
Tennenbronn, Triberg, Tuttlingen, Unterkirnach, Vohrenbach
und Villingen-Schwenningen.

In den attraktiven Erholungsraumen der Region - insbesondere im
Schwarzwald und im Oberen Donautal - haben sich einige Stadte
und Gemeinden zu leistungsfahigen Touristischen Zentren entwi-
ckelt. Daneben haben aber auch aul3erhalb dieser Gebiete einige
Gemeinden ihre Attraktivitat als touristisches Ziel in den letzten
Jahren deutlich erh6hen kdonnen.
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Die meisten der genannten Stadte und Gemeinden verfigen Uber
eine Anerkennung als Kur- oder Erholungsort. Es haben das Pra-
dikat

Soleheilbad und Heilklimatischer Kurort: Bad Duirrheim,
Heilklimatischer Kurort und Kneippkurort: Kénigsfeld,
Heilklimatischer Kurort: Schonwald, Triberg,

Kneippkurort: VS-Villingen,

Luftkurort: Furtwangen-Neukirch, Gutenbach, Lauterbach, Schen-
kenzell, Schiltach, Schonach, Tennenbronn, Tuttlingen-Moéhringen,
Unterkirnach,

Erholungsort: Bad Dirrheim-Ofingen, Barenthal, Braunlingen, Do-
naueschingen, Fridingen, Furtwangen, Irndorf, Muhlheim,
Schramberg, St. Georgen, Sulz, Véhrenbach.

Darlber hinaus soll aus regionalplanerischer Sicht aber auch in
folgenden nicht pradikatisierten Stadten und Gemeinden der Tou-
rismus als zentraler Entwicklungsschwerpunkt kontinuierlich weiter
ausgebaut werden: Blumberg, Hufingen, Immendingen, Oberndorf
und Rottweil. Diese Kommunen verfugen bereits heute Uber eine
attraktive, auf Stadte- und Erlebnistourismus ausgerichtete Infra-
struktur und sind deshalb ebenfalls als Touristische Zentren aus-
gewiesen. Blumberg strebt dariber hinaus die Anerkennung als
Erholungsort an.

In den im Plansatz aufgefihrten Gemeinden sollen der weitere
Ausbau des fur die Region sehr wichtigen Wirtschaftszweiges
Tourismus schwerpunktmaRig geférdert, die Bereitstellung der
hierfur erforderlichen baulichen Entwicklungsflachen erleichtert
und stérende Entwicklungen verhindert werden (s. auch PS.
3.2.4).

MaRnahmen zur Verbesserung der touristischen Infrastruktur und
Attraktivitatssteigerung sind u.a. der weitere Ausbau des Radwe-
genetzes, eine einheitliche Kennzeichnung der Wanderwege, die
Anlage von Campingplatzen und ein gemeinsames Tourismus-
marketing auf regionaler Ebene.

27 EINKAUFSZENTREN UND GROSSFLACHIGE EINZELHAN-
DELSBETRIEBE
(N) Nach Plansatz 3.3.7 des Landesentwicklungsplans 2002 sol-

len sich Einkaufszentren, groRflachige Einzelhandelsbetriebe
und sonstige groBflachige Handelsbetriebe fiir Endverbrau-
cher in das zentralortliche Versorgungssystem einfligen. Sie
diirfen in der Regel nur im Oberzentrum und in den Mittel-
und Unterzentren ausgewiesen, errichtet oder erweitert wer-
den. Hiervon abweichend kommen auch Standorte in Klein-
zentren und Gemeinden ohne zentralortliche Funktion in Be-
tracht, wenn
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- dies nach raumstrukturellen Gegebenheiten zur Sicherung
der Grundversorgung geboten ist oder

- diese in Verdichtungsraumen liegen und mit Siedlungsbe-
reichen benachbarter Ober-, Mittel- oder Unterzentren
zusammengewachsen sind.

Hersteller-Direktverkaufszentren als besondere Form des
groRflachigen Einzelhandels sind grundsatzlich nur in Ober-
zentren zula@ssig.

Die Verkaufsflache der EinzelhandelsgroRprojekte soll so
bemessen sein, dass deren Einzugsbereich den zentralortli-
chen Verflechtungsbereich nicht wesentlich tiberschreitet.
Die verbrauchernahe Versorgung der Bevdlkerung im Ein-
zugsbereich und die Funktionsfahigkeit anderer Zentraler Or-
te durfen nicht wesentlich beeintrachtigt werden.
EinzelhandelsgroRBprojekte diirfen weder durch ihre Lage und
GroBe noch durch ihre Folgewirkungen die Funktionsfahig-
keit der Stadt- und Ortskerne der Standortgemeinde wesent-
lich beeintrachtigen. EinzelhandelsgroBprojekte sollen vor-
rangig an stadtebaulich integrierten Standorten ausgewiesen,
errichtet oder erweitert werden. Fur nicht zentrenrelevante
Warensortimente kommen auch stadtebauliche Randlagen in
Frage.

Neue EinzelhandelsgroBprojekte sollen nur an Standorten
realisiert werden, wo sie zeitnah an den offentlichen
Personennahverkehr angeschlossen werden kdnnen.

Die Festlegung von Standorten flir regionalbedeutsame Ein-
zelhandelsgroBprojekte in den Regionalplanen soll vor allem
auf Grund eines regionalen Entwicklungskonzepts vorge-
nommen werden. Als Teil einer integrierten stadtebaulichen
Gesamtplanung soll auf der Grundlage von regional abge-
stimmten Einzelhandelskonzepten eine ausgewogene Einzel-
handelsstruktur erhalten oder angestrebt werden.

Die Zentralen Orte bilden das Ruckgrat der Einzelhandelsversor-
gung in der Region. Aulierhalb dieser Zentren gelegene grol3fla-
chige Handelsbetriebe mit "innenstadtrelevantem" Warensortiment
fuhren, wie die Entwicklung der letzten Jahre zeigt, zwangslaufig
zu deutlichen Substanzverlusten in den Innenstadten. Es muf}
vermieden werden, dal} die Zentralen Orte kinftig ihre Funktion
als Mittelpunkt des wirtschaftlichen, kulturellen und sozialen Le-
bens verlieren oder nur noch eingeschrankt erfullen kénnen.

Im vergleichsweise dunn besiedelten Iandlichen Raum ist diese
Gefahr besonders grof3. Kaufkraftumverteilungen zugunsten grof3-
flachiger Einzelhandelsbetriebe auf der grinen Wiese haben hier
ungleich grofere Auswirkungen als in den Ballungsraumen. Durch
solche, losgeldst von der zentraldrtlichen Struktur entstandene
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Einzelhandelskonzentrationen wird nicht nur die Grundversorgung
der Bevdlkerung vor Ort, sondern auch die Summe der zentralort-
lichen Versorgungsfunktionen insgesamt gefahrdet. Hinzu kommt,
dald grof¥flachige Einzelhandelsbetriebe aul’erhalb der Zentren i.
d. R. nur mit dem Pkw zu erreichen sind und damit zusatzliche
Verkehrsbelastungen erzeugen.

LANDSCHAFTSSCHONENDE SIEDLUNGSTATIGKEIT

Um den Landschaftsverbrauch moglichst gering zu halten,
soll sich die kunftige Siedlungsentwicklung in der Region an
folgenden Grundsatzen orientieren:

- Ausnutzung vorhandener Bauliicken, bevor neue
Siedlungsflachen ausgewiesen werden;

- Anbindung neuer Bauflachen an die vorhandenen Ortslagen,
Vermeidung von Splittersiedlungen;

- weitere Verringerung der BauplatzgroRen fiir Einfamilien-
hauser, mehr verdichtete Bauformen, Versiegelung vermei-
den;

- bessere Nutzung der gewerblichen Entwicklungsflachen
durch mehrgeschossigen Gewerbe- und Industriebau.

Grolder Entwicklungsspielraum liegt in der Ausnutzung der gerade
im landlichen Raum noch zahlreich vorhandenen Baullcken, die in
der Vergangenheit haufig nicht bebaut werden konnten. lhrer Nut-
zung kommt im Interesse eines moglichst geringen Landschafts-
verbrauchs in Zukunft besondere Bedeutung zu.

Um die zwischen den Siedlungen noch vorhandenen Freirdume
nicht weiter einzuengen, sollen neue Bauflachen grundsatzlich an
die vorhandenen Siedlungen angebunden und die Siedlungstatig-
keit aul3erhalb der Ortslagen moglichst gering gehalten werden.
Wenn die bestehenden Ortslagen nicht mehr erweiterungsfahig
sind, kann allerdings die Bildung neuer Siedlungsschwerpunkte
sinnvoll sein.

Das freistehende Einfamilienhaus ist nach wie vor die bei weitem
bevorzugte Wohnform, auch wenn andere Bauformen interessante
Alternativen hierzu bieten kdnnen. Im Interesse eines mdglichst
geringen Landschaftsverbrauches sollten die derzeit Ublichen
Bauplatzgrolien weiter verringert und in neuen Baugebieten - ins-
besondere in den Zentralen Orten - verstarkt verdichtete Baufor-
men angeboten werden. Aus 6kologischen Grinden sollten Bo-
denversiegelungen in Neubaugebieten auf das unumgangliche
MafR beschrankt werden.

Besonders hohen Flachenbedarf hat der eingeschossige Gewer-
be- und Industriebau. Hierfur sollten nur noch dann Bauflachen
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bereitgestellt werden, wenn aus betriebstechnischen Griinden ei-
ne mehrgeschossige Bauweise nicht in Frage kommt.
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REGIONALE FREIRAUMSTRUKTUR
GRUNDSATZE ZUR FREIRAUMENTWICKLUNG

Die Freiraumstruktur der Region ist so weiterzuentwickeln,
dass die Naturguter Boden, Wasser, Luft, Tier- und Pflanzen-
welt geschont werden und ausreichend groRBe Gebiete insbe-
sondere fur den Artenschutz, zur Hochwasserrickhaltung
und zur Gliederung der Entwicklungsachsen erhalten bleiben.

Die Region Schwarzwald-Baar-Heuberg zahlt insgesamt zu den
weniger dicht besiedelten Teilen des Landes. Der Siedlungsfla-
chenanteil liegt einschlielich der Verkehrsflachen noch unter

15 %. Der daraus resultierende hohe Freiraumanteil ist jedoch
nicht gleichmaRig tber die Region verteilt. Im Zentrum der Region
und in den Fluf3talern sind in den letzten Jahrzehnten starke Sied-
lungsverdichtungen entstanden, die teilweise zu bandférmigen
Siedlungsstrukturen gefuhrt haben. Einem weiteren Zusammen-
wachsen der Siedlungen soll durch die Ausweisung von regiona-
len Grunzasuren und Grunzigen entgegengewirkt werden.

Trotz des relativ hohen Freiraumanteils konnen allenfalls 10% der
Regionsflache heute noch als 6kologisch wertvoll im Sinne des
Natur- und Artenschutzes (Biotope) bezeichnet werden. Diese Fla-
chen sind als schutzbedurftige Bereiche fir Naturschutz und Land-
schaftspflege ausgewiesen. Nachrichtlich Ubernommen sind die
Naturschutzgebiete, Landschaftsschutzgebiete und flachenhaften
Naturdenkmale, die sich teilweise mit den Biotopflachen decken.

Verstarkte Bedeutung wird in Zukunft dem Hochwasserschutz zu-
kommen. Die noch vorhandenen natirlichen Retentionsflachen
mussen fur die Zukunft gesichert werden. Zusammen mit den ge-
planten und bestehenden Wasserschutzgebieten sind diese Ge-
biete als schutzbedurftige Bereiche fur die Wasserwirtschaft aus-
gewiesen.

Die Festlegung von schutzbedurftigen Bereichen fir den Roh-
stoffabbau soll die vorhandenen Rohstoffe sichern und eine
geordnete und landschaftsschonende Weiterentwicklung des Ge-
steinsabbaus in der Region gewahrleisten.

Der weitaus grofdte Teil der Regionsflache wird land- bzw. forst-
wirtschaftlich genutzt. Fir diese Bereiche enthalt der Regionalplan
Zielsetzungen fur eine moglichst landschaftsgerechte Nutzung.

Diese Forderung gilt auch fur die Freizeit- und Erholungsnutzung
der Landschaft, die mit unterschiedlicher Intensitat in allen Teilen
der Region stattfindet. Hier geht es vor allem darum, die negativen
Auswirkungen des Freizeitverkehrs in Grenzen zu halten.

REGIONALE GRUNZUGE UND GRUNZASUREN
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Die in der Raumnutzungskarte ausgewiesenen regionalen
Griinziige sind als groRere naturnahe Freiflichen von Uber-
bauung freizuhalten, wobei standortgebundene bauliche An-
lagen der Land- und Forstwirtschaft, der technischen Infra-
struktur und Anlagen fir Erholung, Freizeit und Sport hiervon
ausgenommen sind, soweit sie die Funktion der Grunziige
nicht beeintrachtigen.

Die in der Raumnutzungskarte ausgewiesenen regionalen
Griinzasuren sind als kleinrdumige Gliederungselemente des
Siedlungsraumes von Uberbauung freizuhalten, wobei stand-
ortgebundene bauliche Anlagen der Land- und Forstwirt-
schaft und der technischen Infrastruktur hiervon ausgenom-
men sind, soweit sie die Funktion der Griinzasuren nicht be-
eintrachtigen.

Mit Hilfe der Grinzasuren zwischen den Siedlungen soll in den
starker verdichteten Teilen der Region dem Entstehen von band-
artigen Siedlungsstrukturen entgegengewirkt werden. Diese Frei-
raume sind als Gliederungselemente in der Landschaft zu verste-
hen, konnen darlber hinaus aber auch Ausgleichsfunktionen, z.
B. fur Kleinklima und Biotopschutz, erflllen und der siedlungsna-
hen Erholung dienen.

Grunzasuren sind dort ausgewiesen, wo die Siedlungsstruktur be-
reits besonders stark verdichtet ist und nur noch relativ kleine Frei-
flachen zwischen den Siedlungskorpern vorhanden sind.

Die groferen Freiraume im Verlauf der Entwicklungsachsen sind
als regionale Grinztige ausgewiesen. Hier kommen in der Regel
mehrere 6kologische Landschaftsfunktionen zusammen: Grund-
und Hochwasserschutz, Arten- und Biotopschutz im groRraumi-
gen Verbund sowie Ausgleich des Kleinklimas im Hinblick auf Kalt-
luftentstehung und Luftaustausch.

Aufgrund ihrer GroRe tragen die regionalen Grinzutge zur Erhal-
tung der landschaftlichen Eigenart und Vielfalt bei, erfullen wichti-
ge Erholungsfunktionen und sollen letztlich eine mdglichst harmo-
nische Einpassung der Siedlungsentwicklung in die Landschaft
fordern.

Im Gegensatz zu den Grlnzasuren, die schon aufgrund des
Kartenmalistabes lediglich symbolhaft dargestellt werden kdnnen,
sind die regionalen Griunzige in der Raumnutzungskarte flachen-
haft ausgewiesen.

SCHUTZBEDURFTIGE BEREICHE VON FREIRAUMEN
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Schutzbedurftige Bereiche fur Naturschutz und Landschafts-
pflege

Die in der Raumnutzungskarte ausgewiesenen Biotope, die
als naturnahe Lebensraume wichtige okologische Funktionen
erfillen und dem Fortbestand gefahrdeter oder seltener Tier-
und Pflanzenarten dienen, sind zu erhalten. Eine Anderung
der Nutzungsart und andere MaBRnahmen, welche die jeweilige
charakteristische Auspragung dieser Biotope negativ beein-
flussen konnen, sind zu unterlassen.

In der Region ist ein flachendeckendes Biotopverbundsystem
anzustreben, wobei die Schaffung zusatzlicher Biotope in den
landwirtschaftlich besonders intensiv genutzten Bereichen
des Oberen Gaus, der Baar, des nordlichen Albvorlandes und
der sudostlichen Albflachen vorrangig ist.

Besonders wertvolle Biotope sollen als Schutzgebiete gemaR
Landesnaturschutzgesetz oder Landeswaldgesetz ausgewie-
sen werden.

Nachrichtlich ibernommen sind die Naturschutzgebiete,
Landschaftsschutzgebiete, flaichenhaften Naturdenkmale und
Schonwalder.

Die Darstellung schutzbedurftiger Bereiche fur Naturschutz und

Landschaftspflege basiert im wesentlichen auf den Erhebungen

des Landschaftsrahmenplanes von 1985. Dabei wurden insbe-

sondere folgende Bewertungskriterien zugrundegelegt:

- Anzahl und Zustand der in ihrem Bestand gefahrdeten Tier- und
Pflanzenarten;

- Seltenheit, Auspragung und uberregionaler Gefahrdungsgrad
der Vegetationsgesellschaft;

- die Funktion des Biotops im 6kologischen Verbund.

Die seinerzeit als wertvoll eingestuften und mit den Gemeinden
abgestimmten Biotope wurden 1995 Uberprift und teilweise durch
neuere Kartierungen (Landesbiotopkartierung, Kartierungen nach
§ 24a NatSchG) erganzt. Um die 6kologische Leistungsfahigkeit
der Landschaft zu sichern, mussen diese Gebiete unbedingt erhal-
ten bleiben. Die Ergebnisse der Waldbiotopkartierung durch die
Forstverwaltung liegen noch nicht fur die gesamte Region vor, sie
werden im Rahmen kunftiger Fortschreibungen bertcksichtigt wer-
den.

Nach wie vor gering ist der Biotopanteil in den landwirtschaftlich
besonders intensiv genutzten Teilen der Region. Im Interesse ei-
nes moglichst gleichmalligen und dichten Biotopverbundnetzes ist
hier Uber die Bestandssicherung hinaus die Schaffung zusatzli-
cher Biotope besonders wichtig, wobei darauf hinzuweisen ist, dal
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der Erhalt vieler Biotope Pflegemalinahmen erfordert, die mit er-
heblichen Kosten verbunden sein kdnnen.

Der Mal3stab der Raumnutzungskarte von 1:100 000 laf3t die Dar-
stellung des gesamten gem. § 24a des Landesnaturschutzgeset-
zes erfaldten Biotopbestandes der Region nicht zu. Kleinere Bioto-
pe, vor allem linienhafte Strukturen wie fluk- und bachbegleitende
Biotope konnen in diesem Malstab nicht dargestellt werden. Die-
se Flachen sind im Landschaftsrahmenplan detailliert erfafl3t.

Schutzbedurftige Bereiche fur Bodenerhaltung und Landwirt-
schaft

Flachen, die sich fiir eine landwirtschaftliche Nutzung beson-
ders gut eignen, sind in der Raumnutzungskarte als
Vorrangfluren ausgewiesen. Sie sollen nur im unbedingt
notwendigen Umfang fur Siedlungs-, Erholungs- und
Infrastrukturzwecke in Anspruch genommen werden.

Die Bewirtschaftung dieser Flachen soll so erfolgen, daR Be-
lastungen des Bodens sowie des Grund- und Oberflachen-
wassers durch Diinge- und Pflanzenschutzmittel vermieden
und die Wirtschaftsflachen durch ein ausreichendes Netz 6-
kologisch intakter naturnaher Ausgleichsflachen (z.B. Feld-
geholze, Obstbaumbestande, Gewasserrandstreifen) erganzt
werden. Naturnahe Bewirtschaftungsformen sollen wegen ih-
rer positiven Wirkung auf den Naturhaushalt verstarkt ange-
wendet werden.

Flachen, die aufgrund der natlirlichen Gegebenheiten oder
aus wirtschaftlichen Griinden nicht mehr landwirtschaftlich
genutzt werden, sollen in einem moglichst naturnahen Zu-
stand gehalten und nur in den waldarmen Teilen der Region
aufgeforstet werden. Diese Gebiete sind in der Raumnut-
zungskarte als Grenz- und Untergrenzfluren ausgewiesen.

Um den Versiegelungsgrad der Landschaft nicht weiter zu er-
hohen, soll beim Neubau landwirtschaftlicher Wege
grundsatzlich der wassergebundenen Decke der Vorzug
gegeben werden. Das landwirtschaftliche Wegenetz soll nur
auf Hofzufahrten und Hauptwirtschaftswegen sowie in
extremen klimatischen und topographischen Lagen mit
Hartbeldagen versehen werden.

Rund 40 % der Regionsflache sind landwirtschaftlich genutzt.
Gemal der Flurbilanz der Landwirtschaftsverwaltung bestehen
besonders gute Produktionsbedingungen auf der Baar, im Albvor-
land und im Oberen Gau. Gerade in diesen Raumen ist aber auch
der Siedlungsdruck besonders stark. Um funktionsfahige landwirt-
schaftliche Betriebseinheiten nicht zu gefahrden, soll hier die In-
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anspruchnahme landwirtschaftlicher Flachen fir Siedlung und Inf-
rastruktur auf das unbedingt notwendige Mal3 beschrankt werden.

Besonders wichtig fur einen funktionsfahigen Naturhaushalt ist ein
mdglichst dichtes Biotopverbundnetz. Gerade in den landwirt-
schaftlich intensiv genutzten Teilen der Region fehlt es an natur-
nahen Ausgleichsflachen, wahrend in den héheren Lagen des
Schwarzwaldes und der Schwabischen Alb immer mehr Flachen
aus der landwirtschaftlichen Nutzung herausfallen und auch des-
halb der Aufforstungsdruck steigt.

Die landwirtschaftliche Nutzung soll vor allem aus Grunden des
Bodenschutzes mit mdglichst geringen Eingriffen in den Natur-
haushalt erfolgen. Deshalb sollten naturnahe Bewirtschaftungs-
formen (z.B. Viehhaltung nur auf eigener Futtergrundlage), mit de-
ren Hilfe sich der Dungemittel- und Schadstoffeintrag in den Bo-
den minimieren |aRt, geférdert werden. Die Landwirtschaft ist hier-
bei allerdings angesichts der in der Region z. T. ungunstigen Er-
tragsbedingungen auf finanzielle Unterstitzung angewiesen.

Einen wichtigen Beitrag zur Erleichterung der Landbewirtschaftung
konnen Flurneuordnungsverfahren leisten. Eine weitere Erschlie-
Rung der Flur durch Wirtschaftswege erscheint allerdings ange-
sichts der bereits vorhandenen Wegenetzdichte nur noch in be-
grenztem Umfang erforderlich. Um die Versiegelung in Grenzen
zu halten, sollen Uber die wassergebundene Decke hinausgehen-
de Wegebefestigungen (z. B. Asphalt, HGT) nur bei Hofzufahrten,
Hauptwirtschaftswegen sowie in klimatisch und topographisch ex-
tremen Lagen durchgefihrt werden.
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Schutzbedurftige Bereiche fiir Bodenerhaltung und Forstwirt-
schaft

Walder, die wichtige Schutzfunktionen fiur Boden, Wasser und
Klima erflllen, sollen vorrangig in ihrem Bestand erhalten
werden. Sie sind in der Raumnutzungskarte als Schutzwalder
ausgewiesen.

Um einen moglichst naturnahen Zustand des Waldes zu er-
reichen, sollen der Umbau von Reinbestanden in standortge-
rechte Mischwalder fortgesetzt und die Waldrander verstarkt
nach o6kologischen und landschaftsasthetischen Gesichts-
punkten gestaltet werden.

Eine weitere Zunahme der Waldflachen im Schwarzwald und
in Teilen der Schwabischen Alb (insbesondere auf dem
Heuberg) soll vermieden werden. Die derzeit in den Télern
und auf den Hochlagen noch vorhandenen Freiflachen sollen
als offenzuhaltende Mindestflur angesehen und im Einzelfall
im Rahmen der Flachennutzungsplanung (Landschaftsplan)
abgegrenzt werden.

In den waldarmen Teilen der Region, insbesondere auf der
Baar und im Oberen Gau, ist neben der Sicherung des vor-
handenen Bestandes eine VergroRerung der Waldflache -
auch in Form von Feldgeholzen - anzustreben.

Mehr als 40 % der Regionsflache sind bewaldet. Es handelt sich
hierbei Uberwiegend um Wirtschaftswald mit hohem Fichtenanteil.
Neben dem wirtschaftlichen Ertrag aus der nachhaltigen Holzpro-
duktion sind die 6kologischen Aufgaben des Waldes von besonde-
rer Bedeutung: Lebensraum fur Tier- und Pflanzenarten, Wasser-
ruckhaltung, Klimaausgleich und in den Hanglagen Erosions- und
Bodenschutz. Daruber hinaus tragt der hohe Waldanteil der Regi-
on wesentlich zum Erholungswert der Landschaft bei.

Standortgerechte Mischwalder kdnnen diese Funktionen am bes-
ten erfullen. Wichtig ist auch ein naturnaher und stabiler Aufbau
des Waldrandes. Dadurch kann die Windbruchgefahrdung verrin-
gert und der dkologische Wert der Ubergangszone zwischen Wald
und Flur erhoht werden.

Die Waldverteilung weist grolde regionale Unterschiede auf. Die
grofldte Walddichte haben Schwarzwald, Albvorland und Alb, wah-
rend die Baar und das Obere Gau eher als waldarm bezeichnet
werden mussen. Da in den waldreichen Gebieten der Auffors-
tungsdruck besonders hoch ist, sollten vor allem im Interesse ei-
ner abwechslungsreichen Erholungslandschaft auf Gemein-
deebene (Landschaftsplan) offenzuhaltende Mindestfluren ausge-
wiesen werden. In den waldarmen Gebieten hingegen erscheint
eine VergroRerung des Wald- bzw. Gehdlzanteils zur Auflocke-
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rung und 6kologischen Aufwertung der landwirtschaftlich genutz-
ten Flur sinnvoll.

Freizeit und Erholung

Freizeitbezogene Infrastruktureinrichtungen sollen raumlich
so gebundelt werden, daB Belastungen fiir den Naturhaushalt
vermieden und die Attraktivitat der Erholungslandschaft nicht
gemindert wird.

Besonders intensive Sport- und Freizeitaktivitaten sollen in
Siedlungsnahe konzentriert werden, wahrend die siedlungs-
fernen Teile der Erholungsraume den naturbezogenen Erho-
lungsformen vorbehalten bleiben sollen.

Durch geeignete LenkungsmaBnahmen sollen besonders be-
lastende Formen des Freizeitverkehrs aus diesen Teilen der
Landschaft herausgehalten werden. Dies gilt insbesondere
fur den Naturpark "Obere Donau” und die hoheren Lagen des
Schwarzwaldes. Die kiinftige Fremdenverkehrsentwicklung in
der Region sollte verstarkt in Richtung "sanfter Tourismus"”
gehen.

Die Region weist dank ihrer attraktiven Landschaft kaum Gebiete
auf, die sich nicht fur die Freizeit- und Erholungsnutzung eignen,
wobei vor allem die Walder der Region - insbesondere die ortsna-
hen - hohen Erholungswert besitzen. Eine besonders intensive
Freizeitnutzung findet im Schwarzwald und in Teilen der Schwabi-
schen Alb - insbesondere im Oberen Donautal - statt. Da es sich
bei diesen Raumen um die dkologisch wertvollsten Teile der Regi-
on handelt, ergeben sich hier in zunehmendem Mal3e vor allem
folgende Konflikte: Zum einen werden die noch verbliebenen na-
turnahen Lebensraume durch eine Vielzahl von Freizeitaktivitaten
erheblich gestdrt, zum anderen ist aber auch die Erholungsqualitat
der Landschaft insgesamt gefahrdet, wenn der Raum fur die na-
turnahe Erholung immer intensiver genutzt wird.

Aus diesem Grund sollte eine deutlichere raumliche Trennung zwi-
schen Bereichen fur eine intensive Sport-, Erholungs- und
Freizeitnutzung sowie solchen Landschaftsteilen angestrebt wer-
den, die noch weitgehend naturnah sind und deshalb den land-
schaftsvertraglicheren Erholungsformen vorbehalten bleiben sol-
len.

In den letzteren Gebieten sollte deshalb sowohl die Erschlie3ung
durch StraRen und Wege als auch die Ausstattung der Land-
schaft mit Erholungseinrichtungen moglichst wieder verringert,
zumindest aber nicht weiter vorangetrieben werden. Aus beson-
ders empfindlichen Landschaftsteilen sollten zudem naturbelas-
tende Formen der Freizeitnutzung herausgehalten werden. Als er-
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folgreiche Beispiele hierflir kdbnnen die Besucherlenkung im Wu-
tachtal sowie EntflechtungsmafRnahmen am Rohrhardsberg ge-
nannt werden.

Eine wachsende Zahl von Fremdenverkehrsgemeinden setzt auf
landschafts- und umweltvertragliche Erholungsformen, auch "sanf-
ter Tourismus" genannt. Dazu gehort bspw. die Forderung der
Bahnanreise, der Verzicht auf die Nutzung des Automobils wah-
rend des Urlaubs, die Schaffung eines attraktiven Radwegenet-
zes, verstarkte Information Uber 6kologische Zusammenhange
und auch die Moglichkeit, an Landschaftspflegeprojekten mitzuar-
beiten. Diese Angebote sollen vor allem in den stark besuchten
Fremdenverkehrsgebieten der Region weiter ausgebaut werden,
um die Attraktivitat der Erholungslandschaft fur die Zukunft zu si-
chern. Einen geeigneten Rahmen hierfur bieten vor allem die Na-
turparks "Obere Donau" und "Sudschwarzwald" .

Schutzbediirftige Bereiche fiir die Wasserwirtschaft

Die natiirlichen Uberschwemmungsgebiete in den Einzugs-
gebieten von Donau, Neckar und Rhein sind in ihrem derzeiti-
gen Umfang zu erhalten und vor allen Nutzungen - insbeson-
dere Uberbauung - zu schiitzen, die ihre Retentionsfihigkeit
vermindern kénnen. Die Uberschwemmungsgebiete
sind in der Raumnutzungskarte ausgewiesen, soweit die ent-
sprechenden Unterlagen der Wasserwirtschaftsverwaltung
vorliegen.

An diesen Flusssystemen muss dariiber hinaus ein Hoch-
wasserriickhaltevolumen geschaffen werden, das die Gefahr-
dung der Anliegergemeinden verringert. Die Ziele des Integ-
rierten Donauprogramms, vor allem der Bau eines groReren
Hochwasserrickhaltebeckens bei DS-Wolterdingen, sind so
schnell wie moglich zu verwirklichen.

Begradigten FluRabschnitten soll - soweit moglich - ihr ur-
spriinglicher Verlauf zuriickgegeben werden. Im Uferbereich
der FlieRgewasser sind ausreichende Gewasserrandstreifen
zu erhalten bzw. neu anzulegen, welche die Gewasser vor
Schad-

stoffeintragen schiitzen und der gewassergebundenen heimi-
schen Tier- und Pflanzenwelt einen ausreichenden Lebens-
raum bieten kénnen.

Zur Sicherung der ortsnahen Wasservorkommen fiir die 6f-
fentliche Wasserversorgung sind die in der Raumnutzungs-
karte dargestellten Wasserschutzgebiete vor Beeintrachti-
gungen durch Landwirtschaft, Siedlung und Verkehr zu be-
wahren.
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Sie sind dort, wo die hydrogeologischen Verhaltnisse es er-
fordern, weiter zu vergrossern.

Die Flie3igewasser der Region verfugen noch in einigen Abschnit-
ten Uber natirliche Uberschwemmungsflachen. Das Breg- und
Donauhochwasser des Jahres 1990 hat aber gezeigt, dal} diese
Flachen im Extremfall nicht mehr ausreichen, um die Siedlungen
vor Schaden zu schitzen. Eine weitere Inanspruchnahme natirli-
cher Uberschwemmungsflachen fiir Siedlungszwecke ist deshalb
im Bereich von Donau, Brigach, Breg und Kinzig, aber auch am
Neckar und seinen Nebenflissen nicht mehr zu vertreten. Beson-
dere Verantwortung kommt hierbei den Oberliegern zu, die selbst
meist keine Hochwasserschaden beflrchten massen.

Ebenfalls nicht mehr vertretbar sind wasserbauliche MaRnahmen,
die mit Abflubeschleunigungen verbunden sind, weil dadurch die
Hochwasserproblematik lediglich talabwarts verlagert wird. Es
muf im Gegenteil angestrebt werden, bereits begradigte Flu-
Rabschnitte wieder zu renaturieren, um Hochwasserspitzen zu-
ruck-halten zu kdnnen.

Nachteilig auf die Funktionsfahigkeit der natirlichen Uber-
schwemmungsflachen wirken sich auch Veranderungen im Be-
reich der landwirtschaftlichen Nutzflachen (z. B. Grunlandum-
bruch, Drainagen, Auffillungen) aus, die zwar als Einzelmal3nah-
men nur von geringer Auswirkung sind, in ihrer Summe aber den
Wasserhaushalt eines Talraumes empfindlich stéren und die
Wasserruckhaltung negativ beeinflussen konnen.

Die im Rahmen des Integrierten Donauprogrammes durchgefuhr-
ten Untersuchungen zeigen, dal} ein ausreichender Hochwasser-
schutz an Donau, Breg und Brigach nur durch die Anlage gesteu-
erter Hochwasserrtckhaltebecken und -raume zu erreichen ist.
Vordringlich ist in diesem Zusammenhang der Bau eines grof3eren
Hochwasserriickhaltebeckens bei DS-Wolterdingen. Ahnliches gilt
aber auch fur den Neckar und seine Nebenflusse, in der Region
vor allem fur die weitgehend kanalisierte Glatt. Langfristig ist die
Schaffung eines ausreichenden Ruckhaltevolumens an beiden
FluRsystemen erforderlich.

Naturnah gestaltete und bepflanzte Uferbereiche kénnen einen
wesentlichen Beitrag zur Uferbefestigung und zur Wiederherstel-
lung der Artenvielfalt an den FlieRgewassern beitragen. Der Er-
werb von Gewasserrandstreifen in ausreichender Breite durch die
offentliche Hand sollte deshalb fur alle Fliel3gewasser der Region
angestrebt werden.

Besonders gefahrdet sind die Grundwasservorkommen im Mu-
schelkalk und im Weiljura, da die hier anstehenden Gesteine das
Oberflachenwasser infolge ihrer hohen Durchlassigkeit fast unge-
filtert passieren lassen. Ebenso gefahrdet sind die Wasservor-
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kommen in den Teilen des Schwarzwaldes, in denen die Bunt-
sandsteindecke fehlt. In diesen Gebieten kann ein wirksamer
Schutz nur durch sehr grof¥flachige Wasserschutzgebiete
gewahrleistet werden, wobei vor allem die Walder einen wesentli-
chen Beitrag zum Wasserschutz leisten.

Grundwasserschonbereiche werden nicht ausgewiesen, da in der
Region keine groferen, noch nicht genutzten Wasservorkommen
mehr vorhanden sind.

Schutzbediirftige Bereiche und Sicherungsbereiche fiir den
Rohstoffabbau *

Oberflaichennahe Rohstoffvorkommen, die besonders ergie-
big sind, in absehbarer Zeit bendétigt werden und vergleichs-
weise geringe Nutzungskonflikte erwarten lassen, werden in
der Raumnutzungskarte einschlie8lich der bereits bestehen-
den Konzessionsgebiete als schutzbediirftige Bereiche fiir
den Rohstoffabbau - Kategorie A - ausgewiesen. Der kiinftige
Rohstoffabbau soll sich vorrangig auf diese Bereiche kon-
zentrieren.

Dariiber hinaus werden oberflichennahe Rohstoffvorkom-
men, die erst langfristig benétigt werden, in der Raumnut-

zungskarte als Sicherungsbereiche fiir den Rohstoffabbau -
Kategorie B - ausgewiesen. Diese Flachen sind von Nutzun-
gen, die einem kiinftigen Rohstoffabbau entgegenstehen kén-
nen, freizuhalten.

Bei Abbauvorhaben auBBerhalb dieser Gebiete ist eine Inan-
spruchnahme der schutzbediirftigen Bereiche fiir Natur-
Landschaftspflege und Wasserwirtschaft méglichst zu ver-
den.

Der Rohstoffabbau soll so sparsam wie méglich erfolgen. Die
mit dem Abbau verbundenen Landschaftseingriffe sind so
wieder auszugleichen, da8 eine 6konomisch, 6kologisch und
landschaftlich vertretbare Folgenutzung erreicht werden
kann.

Begriindung Die Region verfugt im wesentlichen tber folgende
Abbauvorkommen: Die Gesteine Granit, Sandstein, Kalk und Gips,
die Bodenarten Ton und Lehm sowie Kiese und Sande. Der Kies-
abbau beschrankt sich auf das Donautal, wobei lediglich bei Do-
naueschingen kunftig noch Abbaumdglichkeiten bestehen. Im
Schwarzwald liegen die Granit- und Sandsteinbriche, Kalke wer-
den in der Baar und im Oberen Gau (Muschelkalk) sowie im Alb-
vorland und auf der Alb (Weil3jura) abgebaut.
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Zwischen Deildlingen und Voéhringen verfugt die Region dariber
hinaus Uber einen besonders grof3en Anteil an den Gipsvorkom-
men Baden-Wurttembergs, die nur in einem schmalen, der
Schwabischen Alb vorgelagerten Streifen (Gipskeuper) vorkom-
men.

Die Ausweisung der schutzbedurftigen Bereiche und der Siche-
rungsbereiche fur den Rohstoffabbau erfolgt auf der Grundlage
der prognostischen Rohstoffkarte bzw. der Lagerstattenpotential-
karte fur Gipsstein des Geologischen Landesamtes, die mit den
Aussagen des Landschaftsrahmenplanes abgeglichen wurde. Da-
bei wurde berucksichtigt, dal® sich die Region mit rd. 3.5 Mio t aus
Festgesteinsabbau zu rd. zwei Dritteln selbst versorgen kann.
Nicht zur Selbstversorgung ausreichend sind die Kies- und Sand-
vorkommen. Einen Sonderfall stellen die Gipslagerstatten der Re-
gion dar. Hierbei handelt es sich um raumlich eng begrenzte Vor-
kommen von landesweiter Bedeutung, flr deren Sicherung der
Bedarf aus der Region allein nicht maRgebend sein kann.

Mit der Ausweisung von schutzbedurftigen Bereichen nach Kate-
gorie A des Rohstoffsicherungskonzeptes soll, auf die Laufzeit
des Regionalplanes von ca. 15 Jahren abgestimmt, die mittelfristi-
ge Versorgung der Region mit mineralischen Rohstoffen gesichert
werden. Daruber hinaus soll durch die Ausweisung verschiedener
Sicherungsbereiche nach Kategorie B des Rohstoffsicherungs-
konzeptes auch eine Vorsorgeplanung betrieben werden, die auf
einen Zeithorizont von ca. 30 Jahren abgestellt ist.

In der Region bestehen dartber hinaus verschiedene Bergbaube-
rechtigungen nach dem Bundesberggesetz. Derzeit wird in Bad
Durrheim und Rottweil Steinsalz (Sole) gewonnen. Die potentielle
Olschieferlagerstatte bei Bad Dirrheim-Oberbaldingen wird derzeit
auf eine spatere Nutzung untersucht. Konkrete Planungen beste-
hen allerdings z. Zt. nicht. In den Ubrigen Gebieten mit Bergbaube-
rechtigungen ist - auch langfristig - keine Nutzung zu erwarten.

*von der Verbindlichkeit ausgenommen
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BEREICHE FUR TRASSEN UND INFRASTRUKTURVORHA-

GRUNDSATZE ZUR INFRASTRUKTURENTWICKLUNG

Die Infrastruktur der Region ist so weiter zu entwickeln, daB
die fur den landlichen Raum typischen Standortnachteile
ausgeglichen werden. Hierzu sind vor allem die in den Berei-
chen Verkehr und Telekommunikation noch vorhandenen De-
fizite abzubauen. Daruber hinaus sollen im Energiebereich
verstarkt umweltschonende Verfahren eingesetzt werden.

Aufgrund ihrer Lage abseits der grofden Wirtschaftszentren ist die
Region auf eine Verkehrsinfrastruktur angewiesen, die sowonhl
leistungsfahige Verbindungen in die benachbarten Raume  be-
reithalt als auch einen schnellen Personen- und Gutertransport in-
nerhalb der Region ermdglicht. Ebenso wichtig ist ein optimaler
Anschlufd der Region an das moderne Telekommunikationsnetz.

Das Straldennetz der Region ist in den letzten Jahrzehnten konti-
nuierlich ausgebaut worden und kann heute von seiner Dichte her
als ausreichend angesehen werden. Auf einigen deutlich Uberlas-
teten Streckenabschnitten gibt es allerdings Kapazitatsengpasse.
Die Anbindung der Region an das Uberregionale Strallennetz ist in
Nord-Sid-Richtung (A 81) gut. Nach wie vor fehlt aber eine leis-
tungsfahige groRraumige Ost-West-Verbindung, deren Realisie-
rung im Zuge der europaischen Offnung nach Osten immer dring-
licher wird. Auf3erdem sind fur eine Reihe von Stadten und Ge-
meinden Ortsumgehungen zur Entlastung vom standig steigenden
Durchgangsverkehr erforderlich.

Uber die Gaubahn (Stuttgart - Rottweil - Tuttlingen - Singen) und
die Schwarzwaldbahn (Offenburg - Triberg - St. Georgen - VS-
Villingen - Donaueschingen - Konstanz) ist die Region in Nord-
Sudrichtung gut an das Uberregionale Schienennetz angebunden.
Hier kommt es vor allem darauf an, das Verkehrsangebot weiter
zu verbessern und die Fahrzeiten zu verkirzen. Diese Forderung
gilt auch und in besonderem Mal3e fur die derzeit noch unzurei-
chende Ost-West-Verbindung zwischen Freiburg und Ulm (Hol-
lental- und Donautalbahn).

Das in der Region vorhandene Schienennetz ermdglicht die Rea-
lisierung eines regionalen Verkehrskonzepts, des "Ringzugsys-
tems Schwarzwald-Baar-Heuberg", das als Kernstick eines leis-
tungsfahigen OPNV-Systems eine optimale Vernetzung von Bus
und Bahn herbeifuhren soll. Ziel ist ein die gesamte Region um-
fassender Integraler Taktverkehr im OPNV.
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Die Anbindung der Region an das nationale und internationale
Luftverkehrsnetz ist Uber die Verkehrslandeplatze Donaueschin-
gen und VS-Schwenningen gewahrleistet. Donaueschingen ver-
fugt seit einigen Jahren Uber eine optische Landehilfe, die zu-
sammen mit der 1996 erfolgten Verbreiterung der Landepiste auf
30 m die Anflugsicherheit deutlich erhéht und nunmehr auch
Starts und Landungen unter schwierigen Witterungsbedingungen
ermoglicht. Dies ist fur einen reibungslosen Geschaftsreisever-
kehr Grundvoraussetzung.

Die Entwicklungen im Bereich der Telekommunikation bieten dem
landlichen Raum die Chance, strukturelle Defizite abzubauen und
den Abstand zu den Ballungsraumen zu verringern. Ein mdglichst
rascher und flachendeckender Anschlul® der Region an diese
neuen Kommunikationstechniken ist deshalb besonders wichtig.

Die Versorgung der Region mit leitungsgebundener Energie weist
keine nennenswerten Defizite mehr auf. Der Bedarf an elektri-
schem Strom wird durch die Versorgungsunternehmen Energie-
versorgung Schwaben (EVS), Badenwerk und Kraftwerk Laufen-
burg (KWL), der Erdgasbedarf durch die Gasversorgung Sud-
deutschland (GVS) gedeckt. Ein weiterer Ausbau der leitungsge-
bundenen Energieversorgung ist nur noch punktuell erforderlich.
In der Planung sind derzeit lediglich zwei 110 kV-Leitungen der
EVS, und zwar im Bereich der Stadt Rottweil vom Umspannwerk
Prim z. T. entlang der Bahntrasse zum Industriegebiet Berner Feld
sowie in einem zweiten Abschnitt von dort - Gberwiegend der B
462 folgend - weiter nach Dunningen.

Handlungsspielraum auf regionaler Ebene besteht vor allem in der
Energieeinsparung und in einer starkeren Nutzung umwelt- und
ressourcenschonender Energiequellen, die das uberregionale E-
nergieangebot erganzen und gleichzeitig zur Verringerung der
Warme- und Schadstoffbelastung der Atmosphare beitragen kon-
nen.

VERKEHR
StraBenverkehr

Zur besseren Anbindung der Region an die benachbarten
Wirtschaftsraume im In- und Ausland ist das uberregionale
StraBennetz der Region (vor allem in Ost-West-Richtung) be-
darfsgerecht auszubauen und zu erganzen. Hierzu sind fol-
gende MaBnahmen vorrangig zu verwirklichen:

- Ausbau der Verbindung Freiburg - Donaueschingen - Tutt-
lingen - Ulm (B 31/311);
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- Ausbau der Verbindung vom Kinzigtal uber Schramberg zur
A 81 bei Rottweil (B 462) und weiter nach Balingen (B27).

- Ausbau der Verbindung vom Kinzigtal uber die B 33 und
B 523 zur A 81,

- Ausbau einer leistungsfahigen Verbindung von Freuden-
stadt in den Raum Dunningen zur B 462/A 81.

- Planung einer weiteren groRraumigen Ost-West-Verbindung
im Siiden Baden-Wiirttembergs (sog. Bodenseehinterland-
SchnellstralBe, Korridor B 31/B 311).

Dariiber hinaus miissen Stadte und Gemeinden, die beson-
ders starken Verkehrsbelastungen ausgesetzt sind, durch
Ortsumfahrungen entlastet werden.

Grundlage fir VerbesserungsmalRnahmen im Strallennetz der
Region Schwarzwald-Baar-Heuberg sind die Bedarfsplane des
Bundes und des Landes, in denen die dringlichsten Mal3nahmen
enthalten sind. Wahrend in Nord-Sud-Richtung insbesondere Gber
die A 81 eine gute Anbindung an die benachbarten Raume (Stutt-
gart, Bodenseeraum und die Schweiz) besteht, konnen die Quer-
verbindungen in Ost-West-Richtung dem zunehmenden Transit-
verkehr nicht mehr gerecht werden. Um dieses Defizit auszuglei-
chen, sind kurzfristig Verbesserungen am bestehenden Stral’en-
netz unumganglich. Dies gilt auch fur den nordlichen Teil der Re-
gion, in dem verschiedene groRraumige Strallenplanungen derzeit
nicht mehr weiterverfolgt werden. (Daraus ergibt sich ein grenz-
Uberschreitender Planungsbedarf flir den Ausbau bestehender
Straldenverbindungen). Langfristig ist daruberhinaus die Planung
einer zusatzlichen leistungsfahigen Ost-West-Verbindung im Su-
den Baden-Wurttembergs erforderlich.

Zahlreichen Stadten und Gemeinden der Region fehlen bis heute
leistungsfahige Ortsumfahrungen. Sie sind teilweise vom Durch-
gangsverkehr so stark belastet, dal} sie in ihrer Weiterentwicklung
behindert werden und die Anwohner unzumutbaren Belastungen
ausgesetzt sind.

Zur Verbesserung von Verkehrssicherheit und Verkehrsfluld sowie
zur Entlastung der Anliegergemeinden sollen im Stralkennetz der
Region folgende Baumalnahmen (OU=0Ortsumgehung,
OD=0Ortsdurchfahrt) ztgig fertiggestellt werden:

-B14 Aldingen-Neufra

-B 27 OU Rottwell

- B 31 OU Doggingen

- B 491 Emmingen-Engen

-L 410 OD Dornhan/Dornhan- Bettenhausen

Aulerdem sollen folgende Ortsumgehungen und Ausbaumal}-
nahmen durchgefuhrt werden:
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a) Bundesstralden:

- B 14/311
-B14
-B27

-B 311
-B314
- B 462
- B 500
-B 523

b) Landesstral3en:

-L 175
-L 177
-L 180
-L 181
-L 185
-L 277
- L 405
- L 409/K 5507
-L 433

- L 434
- L 443

OU Tuttlingen

OU Spaichingen

Donaueschingen (B 33)-Hufingen (B 31)-
Blumberg-Randen (B 314), OU Zollhaus, OU
Randen, OU Behla, OU Neukirch,

OU Neuhausen und OU Immendingen
OU Kommingen

OU Dunningen und OU Schramberg

OU Furtwangen und OU Triberg
Villingen-Schwenningen (2. Bauabschnitt,
WestTeil)

OD Schramberg

Konigsfeld-Nagelesee

OU Wolterdingen

OU Braunlingen

Aufstufung zur B 311 (OU Aulfingen)

OU Nendingen, OD Fridingen
Schenkenzell-Kaltbrunn

OU Sulz

OU Trossingen, Teil OU Aldingen (1. Bauab-
schnitt) OU Denkingen,Teil-OU Reichenbach,
Frittlingen-Wellendingen
Muhlheim-Kolbingen, Konigsheim-Egesheim.

Die vorgeschlagenen Malinahmen zum Ausbau des StralRennet-
zes der Region entsprechen mit Ausnahme der Ortsumfahrungen
Trossingen und Denkingen dem Generalverkehrsplan Baden-
Wirttemberg und orientieren sich weitgehend an der vom Land
vorgenommenen Kategorisierung des Stral3ennetzes, das die ein-
zelnen StralRen entsprechend ihrer Verkehrsbedeutung einstuft.
Die Kategorien | und Il sind nachrichtlich in die Raumnutzungskar-

te Ubernommen.

- Kategorie I: Verbindung zwischen benachbarten Verdichtungs-
raumen, zwischen Oberzentren und Verdichtungsraumen sowie
zwischen benachbarten Oberzentren

- Kategorie Il: Verbindung von Mittelzentren zum zugehorigen
Oberzentrum sowie zwischen benachbarten Mittelzentren
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Schienenverkehr

Auf den Schienenstrecken der Region sind die Voraussetzun-
gen dafiir zu schaffen, daB der Integrale Taktfahrplan (ITF)
schnellstmoglich eingefiihrt werden kann.

Hierzu sind Donautal- und Hollentalbahn so auszubauen, daR
Fahrzeuge mit Neigetechnik eingesetzt werden konnen. Auch
die Strecke VS-Villingen - Rottweil ist als Teil der Verbindung
Freiburg - Tubingen an diese Technik anzupassen. Fur die
Gaubahn wird ein zweispuriger Ausbau angestrebt. Auf der
Schwarzwaldbahn ist das bestehende Fernverkehrsangebot
(Interregio-Verbindungen) zu erhalten und das Verkehrsange-
bot insgesamt attraktiver zu machen. Daruber hinaus ist die
Kinzigtalbahn wieder in einen leistungsfahigen Zustand zu
bringen und die Wiederherstellung der Bahnverbindung
Rottweil-Schomberg zu untersuchen.

Der Schienengiiterverkehr ist zur Vermeidung von Umweltbe-
lastungen vor allem bei Massengiitern und Gefahrgut da-
durch zu verbessern, dal

- die Leistungsfahigkeit der Containerverladung im Oberzent-
rum Villingen-Schwenningen erhalten und weiter ausgebaut
wird,

- Rottweil, Tuttlingen und Trossingen-Staatsbahnhof als Um-
schlagplatze fiir den Giterverkehr (z.B das vom Land unter-
suchte "Modulare Linienzugsystem Baden-Wiirttemberg")
gesichert werden,

- der Wagenladungsverkehr entlang der vorhandenen Stre-
cken moglich bleibt, auch wenn die DB AG ihre Tarifpunkte
in der Region Schwarzwald-Baar-Heuberg vermindert.

In Baden-Wiurttemberg soll schrittweise der Integrale Taktfahrplan
eingefuhrt werden. Ziel des ITF ist ein benutzerfreundliches,
schnelles und vertaktetes Verkehrsangebot, bei dem die Trans-
portketten vom Fernverkehr bis zum Nahverkehr aufeinander ab-
gestimmt sind. Seine Einflhrung setzt allerdings voraus, daf} die
Schieneninfrastruktur entsprechend ausgebaut wird und, soweit
erforderlich, moderne Fahrzeuge mit Neigetechnik eingesetzt wer-
den.

Letzteres qilt insbesondere flr die Gaubahn mit ihrer Gberregiona-
len Verbindungsfunktion zwischen Stuttgart und Zurich. Auch auf
der Donautal- und der Hollentalbahn sowie auf der Strecke VS-
Villingen - Rottweil ist eine wesentliche Verbesserung des Ver-
kehrsangebots nur durch den Einsatz von Pendolinos zu errei-
chen. Ein entsprechender Ausbau dieser Strecken ist deshalb e-
benfalls erforderlich. Die baulichen Anlagen - insbesondere die
Brucken - der Kinzigtalbahn sind dem Verkehrsministerium Baden-
Wirttemberg zufolge teilweise in einem schlechten Zustand. Hier
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sind umfangreiche Reparaturmaflinahmen dringend erforderlich.
Mit der Wiederherstellung der Bahnlinie Rottweil-Schémberg
konnten die Verkehrsbeziehungen in den Raum Balingen-
Tubingen wesentlich verbessert werden.

Nach dem Generalverkehrsplan des Landes 1995 soll der Schie-
nenguterverkehr in Zukunft weiter ausgebaut werden. Damit sich
die Unternehmen fur den Transport auf der Schiene entscheiden,
muf die Qualitat (Zuverlassigkeit, Schnelligkeit) des Schienengu-
tertransports verbessert werden. Die hierfur notwendige Infrastruk-
tur ist in der Region vorhanden und sollte gesichert werden.

Offentlicher Personennahverkehr

Uber das regionale Verkehrskonzept "Ringzugsystem
Schwarzwald-Baar-Heuberg" sind die bestehenden und ge-
planten Verkehrskonzepte der drei Landkreise der Region
Schwarzwald-Baar-Heuberg miteinander zu vernetzen, um vor
allem das Oberzentrum Villingen-Schwenningen besser mit
den Mittelzentren Donaueschingen, Rottweil und Tuttlingen
verbinden zu konnen. Schramberg als einziges Mittelzentrum
Baden-Wiirttembergs ohne SchienenanschluB ist mit einer
attraktiven Busverbindung an das Ringzugsystem anzu-
schlieBen.

Die Busverbindungen in der Region sind soweit wie moglich
auf den Schienenverkehr abzustimmen.

Zwischen den einzelnen Trigern des OPNV innerhalb der Re-
gion ist eine verbundahnliche Kooperation, beim grenziiber-

schreitenden OPNV ein moglichst hohes MaR an Abstimmung
anzustreben.

Das auf dem Ringzugsystem aufbauende regionale OPNV-
Konzept kann die fur den landlichen Raum typischen Angebotsde-
fizite im offentlichen Nahverkehr abbauen und mittelfristig in der
gesamten Region eine attraktive Grundversorgung mit 6ffentlichen
Verkehrsmitteln gewahrleisten. Ziel ist vor allem die Schaffung ei-
nes flachendeckenden, verbundahnlichen Verkehrsangebots. Das
Konzept wurde gemeinsam mit den Landkreisen erarbeitet. Dabei
sollen verschiedene Einzelprojekte (das bestehende Donautalkon-
zept des Landkreises Tuttlingen, die Trossinger Eisenbahn, das
geplante Stadtbahnkonzept des Schwarzwald-Baar-Kreises, eine
Nahverkehrsbedienung auf der Gaubahn sowie ein erganzendes
Buskonzept im Landkreis Rottweil) in ein Gesamtsystem einge-
bunden werden.

Angestrebt wird eine am Bedarf orientierte und - soweit sinnvoll -
vertaktete Bedienung. Der Fahrplan der Buslinien soll weitgehend
auf den Takt des Schienenverkehrs abgestimmt werden. Mit Bus-
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sen soll der ITF der Schiene in die Flache verlangert werden und
dem Schienenverkehr so zusatzliches Fahrgastpotential zugefuhrt
werden. Bei vorhandenen Schienenverbindungen sollen parallele
Busverkehre vermieden werden.

Luftverkehr

Die in der Region vorhandene Luftverkehrsinfrastruktur ist so
weiterzuentwickeln, daB ein bedarfsgerechtes und dem neu-
esten Stand der Flugsicherheitstechnik entsprechendes Ver-
kehrsangebot bereitgehalten werden kann. Dies gilt vor allem
fiir den Verkehrslandeplatz Donaueschingen-Villingen, der
hierfiir aufgrund seiner guten Infrastruktur die besten Vor-
aussetzungen bietet.

Die Region verfugt Uber zwei Verkehrslandeplatze (Donaueschin-
gen-Villingen und VS-Schwenningen), die dem allgemeinen Luft-
verkehr zur Verfugung stehen, und Uber drei weitere Sonderlan-
deplatze mit eingeschrankter Nutzung. Vor allem fur die regionale
Wirtschaft ist ein moglichst witterungsunabhangiges Flugver-
kehrsangebot ein wichtiger Standortfaktor. Die vorhandene Infra-
struktur sollte deshalb weiterentwickelt und an den jeweiligen
Stand der Technik angepal3t werden.

Neue Kommunikationstechniken

Die modernen Informations- und Kommunikationstechniken
sind als eine wesentliche Grundvoraussetzung fiir die weitere
Entwicklung des landlichen Raumes in der Region Schwarz-
wald-Baar-Heuberg so auszubauen, daB moglichst rasch eine
flachendeckende Versorgung und ein leistungsfahiger Zu-
gang zu den Netzen der Datenfernuibertragung erreicht wird.

Die Netze zur Datenfernubertragung sind Instrumente der Struk-
turpolitik, da sie wie die Schienenwege und Stral’en der "Raum-
uberwindung" dienen. Die neuen Informations- und Kommunikati-
onstechniken mit ihrem noch nicht abschatzbaren Potential zur
Ubertragung von Text, Sprache, Daten und Bildern kénnen vor al-
lem in den dinn besiedelteren landlichen Raumen einen spurba-
ren Beitrag zur Verbesserung der Standortqualitat leisten.

Die moglichst rasche Realisierung eines flachendeckenden Zu-
gangs zu diesen Netzen bietet der Region Schwarzwald-Baar-
Heuberg die Chance, die fur den landlichen Raum typischen
Standortnachteile abzubauen.

ENERGIE
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Regionale Kooperation, Energieeinsparung

Angesichts der Liberalisierung des europaischen Energie-
markts missen die kommunalen Versorgungsunternehmen
der Region in der Lage sein, ihre Wettbewerbsfahigkeit kiinf-
tig auch durch eine intensivere interkommunale Zusammen-
arbeit zu sichern.

Um die Energie- und Emissionsbilanz der Region weiter zu
verbessern, sollen folgende Moglichkeiten zur Verringerung
des Energieverbrauchs und zur rationellen Energieverwen-
dung starker genutzt werden:

- Ausbau, Koordinierung und verstarkte Forderung des
offentlichen Personennahverkehrs,

- Ausbau der regionalen Transportlogistik zur starkeren Ver-
lagerung des Giiterverkehrs auf die Schiene,

- Optimierung der kommunalen Energiewirtschaft, z. B. durch
verstarkten Einsatz von Kraft-Warme-Koppelungsanlagen
zur Nahwarmeversorgung und Stromerzeugung, Verbesse-
rungen in der Warmedammung und den weiteren Ausbau
der Solarenergienutzung zur Brauchwassererwarmung.

Die Offnung des européischen Energiemarktes kann vor allem
kleinere kommunale Versorgungsbetriebe dazu veranlassen, U-
bergemeindliche Zusammenschllisse einzugehen, um die Eigen-
versorgung auf Dauer zu sichern. Da die Bedeutung derartiger
Kooperationen kunftig erheblich zunehmen wird, sollte der in der
Gemeindeordnung fur wirtschaftliche Betatigungen der Kommu-
nen vorgegebene Rahmen so grofzugig wie moglich ausgestaltet
und erweitert werden.

Sowohl im Personen- als auch im Guterverkehr kann eine Verrin-
gerung des Energieverbrauchs und der Emissionsbelastung nur
erreicht werden, wenn die Verkehrstrager Bahn und Bus wesent-
lich attraktiver werden. Hierzu konnen die derzeit in der Entwick-
lung stehenden Uberregionalen und regionalen Konzeptionen zur
Verbesserung des Personenverkehrs und der Verlagerung des
Guterverkehrs von der Stral3e auf die Schiene einen wesentlichen
Beitrag leisten.

Einige Gemeinden in der Region verfugen bereits Uber kommuna-
le Energiekonzepte und stellen ihre kinftige Siedlungsentwicklung
durch entsprechende Forderprogramme auf eine Verbesserung
der Energiebilanz ab. Hierzu gehdren die Optimierung der War-
medammung an Gebauden bis hin zum Niedrigenergiehaus, der
Einbau von Solaranlagen zur Warmwasseraufbereitung und Hei-
zung, die dezentrale Kraft-Warme-Koppelung zur Nahwarmever-
sorgung und Stromerzeugung im Verbund sich gegenseitig ergan-
zender Nutzungen und der Einsatz heimischer Ressourcen (Bio-
gas, Holz).



4.2.2

(G)

Begriindung

34

Die Siedlungspolitik der Zukunft sollte alle Moglichkeiten eines
rationellen Energieeinsatzes ausschopfen. Hierzu sollte vor allem
die "Lokale Agenda 21", die bereits eine ganze Reihe von Stadten
und Gemeinden der Region in Angriff genommen hat, verstarkt als
Planungsinstrument genutzt werden.

Dezentrale Energiegewinnung

Um die Abhangigkeit von den nur noch in begrenzter Menge
vorhandenen Energietragern Kohle, Ol, Erdgas zu verringern,
sollte die dezentrale Energieerzeugung in der Region weiter
ausgebaut werden. Hierzu bieten sich an:

- Steigerung der Stromerzeugung aus Wasserkraft und Wind-
kraft an 6kologisch und landschaftlich unbedenklichen
Standorten;

- die Energiegewinnung aus Sonnenkraft (Photovoltaik,
Warmwasserbereitung), Biorestmasse (Stroh und Holz, Bio-,
Klar- und Deponiegas) und aus nachwachsenden Rohstof-
fen, wie z. B. Raps.

Unter den erneuerbaren Energietragern leistet in Baden-
Wirttemberg die Wasserkraft mit knapp 3 % des Primarenergie-
verbrauchs den groten Beitrag. Uber Solar-, Windkraft-, Photo-
voltaik-, Bio- und Deponiegasanlagen liegt bislang keine genaue
Statistik vor. Fest steht aber, dal® der Anteil erneuerbarer Energien
an der Energieerzeugung in den letzten Jahren standig gestiegen
ist.

Hierzu haben die Férderprogramme von Bund, Land und Kommu-
nen wesentlich beigetragen. Besonders wichtig ist in diesem
Zusammenhang das Stromeinspeisungsgesetz vom 7.12.1990,
das den Betreibern von Stromerzeugungsanlagen aus erneuer-
barer Energie eine ausreichend vergutete Einspeisung in das
Stromnetz gewahrleistet.

Diese Moglichkeiten nutzen in der Region eine Reihe kleiner Was-
serkraftanlagen im Schwarzwald und mehrere Windkraftanlagen.
Der technische Fortschritt in der Konstruktion der Windkraftanla-
gen hat mittlerweile dazu geflihrt, dal} diese heute auch bei relativ
geringen Windgeschwindigkeiten (ab ca. 3 m pro Sekunde) betrie-
ben werden kdnnen.

Vor allem in den Héhenlagen des Schwarzwaldes und der Schwa-
bischen Alb bestehen gute Voraussetzungen fur die Windenergie-
nutzung. Die Anlagen sollten allerdings an geeigneten Standorten
geblndelt werden, um flachenhafte Beeintrachtigungen von Land-
schaftsbild und Landschaftscharakter zu vermeiden.
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Ausbaufahig erscheint auch die Solarenergienutzung. Die Region
bietet aufgrund ihrer Hohenlage und Nebelfreiheit gute bis sehr
gute Voraussetzungen flr die solare Warmwassererzeugung (So-
lar- und Windenergieatlas Baden-Wurttemberg 1995). Die standi-
gen technischen Verbesserungen des Wirkungsgrades bei den
Photovoltaikanlagen lassen aber auch fur die Stromerzeugung aus
Sonnenenergie steigende Leistungen erwarten.

Bei der Energiegewinnung aus Abfallen und organischen Reststof-
fen ist neben der Energieausbeute auch ihre okologisch sinnvolle
Verwertung von Vorteil. Genutzt werden bislang in der Region die
Maglichkeiten der Klar- und Deponiegasabgabe an die Industrie
und die Erzeugung von Biogas in landwirtschaftlichen Betrieben.

Ein vom Regionalverband 1985 in Auftrag gegebenes Gutachten
"Energie und Umwelt" sieht vor allem im Oberen Gau und in der
Baar Entwicklungspotential fur Biogassammelanlagen. Die
Moglichkeiten der Industrierestholznutzung und der Gewinnung
von Waldhackschnitzeln werden im Schwarzwald und in Teilen der
Schwabischen Alb als ausbaufahig bezeichnet.

Der gezielte Anbau nachwachsender Rohstoffe zur Energieerzeu-
gung (vor allem Rapsdl) ist nicht nur unter dem Gesichtspunkt der
Brennstoffsubstitution, sondern auch im Hinblick auf die derzeit
schlechte Ertragslage der Landwirtschaft von Bedeutung. Raps
kann auf sog. Stillegungsflachen angebaut werden. Nachwach-
sende Rohstoffe sollten allerdings nur dann zur Energieerzeugung
herangezogen werden, wenn ihre 6kologische Gesamtbilanz posi-
tiv ausfallt.



	Vorwort
	Regionalplan Textteil
	3.2.6Schutzbedürftige Bereiche und Sicherungsber�
	Rohstoffabbau


